Schöne Worte? Zur Eignung der Präambel, des Zweckartikels und des Appells an die Verantwortung als Leitlinien staatlichen Handelns by Gächter, Thomas & Bertschi, Martin








Schöne Worte? Zur Eignung der Präambel, des Zweckartikels und des
Appells an die Verantwortung als Leitlinien staatlichen Handelns
Gächter, Thomas ; Bertschi, Martin




Gächter, Thomas; Bertschi, Martin (2000). Schöne Worte? Zur Eignung der Präambel, des Zweckartikels
und des Appells an die Verantwortung als Leitlinien staatlichen Handelns. In: Gächter, Thomas; Bertschi,
Martin. Neue Akzente in der ”nachgeführten” Bundesverfassung. Zürich: Dike Verlag, 3-32.
Schöne Worte? 
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Bereits in der Ouvertüre wird lauthals gesungen: In der Präambel kündet die 
neue Bundesverfassung beredt und bewegt von allem, was ihr lieb und teuer ist. 
Auch nachher spricht sie ausfuhrlieh von ihren guten Vorsätzen: Sie enthält -
verglichen mit ihrer spröden Vorgängerirr von 1874- eine Vielzahl von Grund-
satzdeklarationen und Zielnormen. Entsprechend dem Konzept der «Nachfiih-
rung» des geltenden Verfassungsrechts finden sich nun einige der ungeschrie-
benen, in Lehre und Rechtsprechung aber anerkannten Verfassungs- und 
Rechtsgrundsätze als explizite Verfassungsnormen, beispielsweise als «Grund-
sätze rechtsstaatliehen Handelns» in Art. 5 BV. Da die Verfassungsrevision 
aber sukzessive den Boden einer reinen «Nachfiihrung» verliess und sich zu 
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einer punktuellen «Aktualisierung» wandelte, 1 fanden auch einige neue, bisher 
noch nicht eindeutig anerkannte Prinzipien und Ziele Eingang in den Verfas-
sungstext, insbesondere in die Präambel und den Zweckartikel (Art. 2 BV). Neu 
ist auch die unter den «Allgemeinen Bestimmungen» figurierende Norm betref-
fend «individuelle und gesellschaftliche Verantwortung» (Art. 6 BV). Mehrere 
dieser Bestimmungen führten zu Kontroversen in den parlamentarischen Bera-
tungen, welche sich bis zur letzten Differenzbereinigung hinzogen, ja sie wur-
den zu eigentlichen politischen Glaubensfragen. Die Intensität dieser Deb~tte 
mag - zumindest aus juristischer Sicht - zunächst überraschen, handelt es sich 
doch bei den genannten Normtypen nicht um direkt anspruchs- bzw. kompe-
tenzbegründende Bestimmungen. 
Die ganze Verfassungsrevision stand unter dem Motto «Bewährtes erhal-
ten, Zukunft gestalten». Bildet nun die Anwendung der neu eingefügten ~~­
stimmungen in Rechtsetzung und Rechtsanwendung eine wirkungsvolle Leitli-
nie für die Bewältigung und Gestaltung der Zukunft? Oder handelt es sich bei 
ihnen lediglich um «schöne Worte», die keinen rechtlichen Inhalt aufweisen 
und - was noch gravierender wäre - bei den Bürgerinnen und Bürgern nur Er-
wartungen und Hoffnungen wecken, die sie nicht zu er~llen ~ermögen?. . 
Der vorliegende Beitrag versucht, einen kurzen Uberbhck über d1e wich-
tigsten dieser neuen Grundsätze zu geben und den Sinngehalt der ~estim~~n­
gen aufzuzeigen. Zudem geht er der Frage nach, ob sie überhaupt emen «JUn~­
tisch verwertbaren» Gehalt besitzen und unter welchen Voraussetzungen sie 
diesen in Rechtsanwendung und Rechtsetzung entfalten können, ob sie also al-
lenfalls mehr sein können als nur «schöne Worte» (nachfolgend Ziff. II. bis V.). 
Wenn die behandelten Bestimmungen Leitlinien sein können, fragt sich 
natürlich: In welche Richtung führen sie? Dieser Frage stellt sich das letzte Ka-
pitel des Beitrags (Ziff. VI.). Es verlässt damit teilweise die juristische Ebene. 
Im Bewusstsein, dass hier ein grundlegendes und weites Thema nur ange-




Die Präambel der BV von 1874 lautete gleich wie jene der BV von 1848/ sie 
bestand aus der Anrufung Gottes (invocatio Dei) und - so die gebräuchliche 
Bezeichnung- der Erzählung (narratio). Dieser zweiteilige Aufbau liegt auch 
Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 5, Votum RH INOW, und Amt!. Bull. NR, Reform BV, 
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der Präambel der neuen BV zugrunde. Der VE 95 beliess die invocatio Dei, be-
schränkte aber die narratio auf den Satz: «Volk und Stände der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft geben sich die folgende Bundesverfassung:». Im Vernehm-
lassungsverfahren äusserten sich gegen 100 Parteien oder Parteisektionen sowie 
rund 6400 Privatpersonen zur Präambel; gewünscht wurde vorwiegend eine 
ausführlichere Präambel, welche die Anrufung Gottes enthalten und die dem 
Staat zugrunde liegenden Werte und Prinzipien nennen sollte. 3 Diesem Wunsch 
entsprach der Bundesrat im VE 96: Auf seine Fassung gehen die heutigen Ab-
sätze 1 (invocatio Dei), 2, 4, 5, 6 und 8 ( 4, 5, 6 und 8 in den Grundzügen) zu-
rück.4 In den parlamentarischen Beratungen war die Präambel heftig umstritten. 
Im Nationalrat wurde von Seiten der Ratslinken - ohne Erfolg - beantragt, die 
Anrufung Gottes oder zumindest den Zusatz «des Allmächtigen» zu streichen.5 
Die Erzählung wurde von den Räten erweitert, vor allem auf Veranlassung des 
Nationalrats, der in der ersten Beratung, der Mehrheit seiner Kommission fol-
gend, unter anderm die von ADOLF MUSCHG stammende Präambel des Verfas-
sungsentwurfs 1977 in den Text integrierte. Diese Zusätze fielen im Differenz-
bereinigungsverfahren teilweise wieder weg, wobei ein Kompromiss und damit 
die definitive Fassung der Präambel erst von der Einigungskonferenz erarbeitet 
werden konnten.6 Die Präambellautet nun wie folgt;1 
4 
6 
(I) Im Namen Gottes des Allmächtigen! 
<
2l Das Schweizervolk und die Kantone, 
(J) in der Verantwortung gegenüber der Schöpfung, 
<
4l im Bestreben, den Bund zu erneuern, um Freiheit und Demokratie, 
Unabhängigkeit und Frieden in Solidarität und Offenheit gegenüber der 
Welt zu stärken, 
(S) im Willen, in gegenseitiger Rücksichtnahme und Achtung ihre Vielfalt 
in der Einheit zu leben, 
<
6l im Bewusstsein der gemeinsamen Errungenschaften und der Verant-
wortung gegenüber den künftigen Generationen, 
(?) gewiss, dass frei nur ist, wer seine Freiheit gebraucht, und dass die 
Stärke des Volkes sich misst am Wohl der Schwachen, 
(Bl geben sichfolgende Verfassung: 
Botschaft VE 96, S. 122 f. 
Das französische Original des Entwurfs stammt von DANIEL S. MIEVILLE, die freie 
Übersetzung von CLAUDIA SCHOCH; vgl. Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 129, Votum 
Bundesrat KOLLER; EHRENZELLER, Gedanken, S. 983 , Fn. 8. Die Bezeichnung «Ab-
sätze» wurde in der parlamentarischen Beratung verwendet. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 119 ff. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 119 ff., 404 ff. , 459 ff. , 489; Amt!. Bull. SR, Reform 
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In der Literatur ist vorab der normative Wert der Präambel umstritten. Auf diese 
Frage wird- nach der Darstellung der beiden Bestandteile- in Ziff. II.4 eing~­
gangen, wobei der Antwort wegen der Besonderheit der Anrufung Gottes m 
Ziff. II.2 teilweise vorgegriffen wird. 
2. Anrufung Gottes (invocatio Dei) 
«Im Namen Gottes des Allmächtigen!», die Anrufung Gottes, ist ein Glaubens-
bekenntnis. Die Jurisprudenz (die niemand mit der Theologie verwechseln 
wird) hat bei der Auslegung dieser Formel deshalb nicht nach dem I?halt des 
Begriffs zu fragen, sondern nach Sinn und Tragweite der Aufnahme dieses Be-
kenntnisses in die Präambel der Bundesverfassung. 
Die Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 15 BV) schützt die Selbstver-
antwortung der Einzelnen in Be~ug auf ih: Verhältnis zum !ranszen~ente~. S~e 
verbietet einen Menschen zu emem bestimmten Bekenntms zu zwmgen. Die 
Einleitu~g der Bundesverfassung durch ein Glaubensbekenntnis steht somit im 
Spannungsverhältnis zur Religionsfreiheit. Soll die Präambel nicht in den _alle~­
schärfsten Gegensatz zur Glaubens- und Gewissensfreiheit geraten, darf s~e die 
Einzelnen nicht zu einem religiösen Bekenntnis verpflichten. Von den Emzel-
nen darf zwar die Befolgung der Normen des demokratischen Rechtsstaates ge-
fordert werden, nicht jedoch ein bestimmtes weltanschauliches Bekenntn~s als 
Motiv hierfür. Ob und in welcher Form sie Gott anrufen wollen, muss Ihnen 
freigestellt bleiben. Ein unzulässiger religiöser Zwang würde bereits dann aus-
geübt, wenn nur die Formel als solche für bindend erklärt wü~de ~ u~d sel?st 
wenn den Einzelnen zugleich die Freiheit zugestanden würde, sie mit emem m-
dividuellen Inhalt zu füllen. Nicht nur der Inhalt, auch die Form des Bekennt-
nisses darf nicht vorgeschrieben werden. Unzulässig muss auch der Zwang sein, 
das persönliche Verhältnis zum Transzendenten in eine vorg_egebene F?rmel 
hineinzulesen. Im Übrigen ist die Behauptung, dem Bekenntms könne em be-
liebiger Inhalt gegeben werden und die Anrufung Gottes könne auch als Aus-
druck «säkularisierter Humanität»9 verstanden werden, wenig überzeugend: Als 
areligiöses Bekenntnis zum Humanismus ist die Formel «Im_N~men Gotte~ ~es 
Allmächtigen!» mit ihrem überdeutlichen Bezug zur chnsth~hen Trad~t10n 
denkbar ungeeignet. Die invocatio Dei ist somit gegenüber den Emzeln~n mchts 
weiter als ein moralischer Appell. 10 Insoweit kann die Antwort auf die Frage 
nach dem normativen Wert der Präambel vorweggenommen werden. 
Vgl. etwa MüLLER JöRG PAUL, Grundrechte in der Schweiz, 3. Aufl. , Bem 1999, S. 82, 
87 f. 
So etwa Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 129, Votum Bundesrat KOLLER; ähnlich Be-
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Damit ist diese Frage aber auch in Bezug auf die invocatio Dei noch nicht 
vollständig beantwortet. Dem empirisch feststellbaren Glaubensbekenntnis des 
Verfassungsgebers kann allenfalls verfassungsrechtliche Bedeutung zugespro-
chen werden, ohne dass dies einen Eingriff in die Glaubens- und Gewissens-
freiheit darstellen würde. Ihm soll im Folgenden nachgegangen werden. Die 
hier behandelte Frage darf nicht verwechselt werden mit der Frage nach der Le-
gitimationsbasis des Staates, die soziologisch oder rechts- bzw. staatsphiloso-
phisch angegangen werden kann. 
Nach dem Wortlaut vermutet man in der Anrufung Gottes ein Bekenntnis 
zu einem monotheistischen Glauben; gernäss der Tradition des Landes und der 
Konfession der Bevölkerungsmehrheit ein Bekenntnis zum Christentum. Die 
Materialien ergeben jedoch ein differenzierteres Bild: Nur ein Teil der Spre-
chenden in den Ratsdebatten erblickte in der invocatio Dei die Anrufung des 
christlichen Gottes; 11 die Mehrheit - darunter die Berichterstatter und der Ver-
treter des Bundesrats - sah darin in Übereinstimmung mit der Botschaft vor al-
lem ein Bekenntnis zu der bis zu den Bundesbriefen zurückreichenden Tradition 
und zur Einsicht in die Unzulänglichkeit des Menschen, die Gemeingut nicht 
nur jeden Glaubens, sondern auch eines säkularisierten Humanismus sei. 12 Die 
Anrufung Gottes galt denjenigen, die sie befürworteten, als Ausdruck der De-
mut, der Bescheidenheit, der Einsicht in die menschliche Begrenztheit, der 
Grenzen allen staatlichen Handeins und der Unantastbarkeit der Menschenwür-
de. 13 Die Gegenseite wandte sich nicht gegen diese Haltung, sondern hielt die 
invocatio Dei (zumindest in dieser Form) für eine unpassende Umsetzung. 14 




«Atheisten», der säkularen Deutung der invocatio Dei zuzustimmen. A.M. STEINER, 
S. 432 f., kritisiert von KRAUS, S. 133 , Fn. 242. EHRENZELLER, Gedanken, S. 998 f. , 
bes. Fn. 73 , scheint zwar aus dem historischen Phänomen bzw. dem soziologischen 
Modell der «Zivilreligion» eine «ftir alle», d.h. «auch für Atheisten und Agnostiker» 
bindende Staatsreligion abzuleiten, was weder methodisch noch im Ergebnis überzeu-
gen würde und in Widerspruch zur auch von diesem Autor anerkannten Glaubens- und 
Gewissensfreiheit geriete (a.a.O., S. 994, 999). Gemeint ist aber vermutlich nur, dass 
dem Staatsverständnis - soziologisch betrachtet - anerkanntennassen eine derartige 
Zivilreligion zugrunde liege, und nicht, dass diese vom Individuum als Bekenntnis 
übernommen werden müsse. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 121 ff. , Voten FöHN, LEUBA, WEIGELT, KELLER, 
MASPOLI. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 120 ff., Voten FRJTSCH I, ZWYGART, DURRER, 
WIDM ER, WABER, SCHMID, DEISS, Bundesrat KOLLER; Amt!. Bull. SR, Reform BV, 
S. 23 f. , Voten FRICK, Bundesrat KOLLER; Botschaft VE 96, S. 122 ff. 
Amt!. Bull . NR, Reform BV, S. 120 ff. , Voten FRITSCHI, LEUBA, ZWYGART, DURRER, 
\llA 0100 <;: r u u m n !O t<:<: Allnl'i P~r<>t K n t LF' R . vo l ::tiiC'.h Rotschaft VE 96. S. 122 ff. 
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Bekenntnisses, «eingedenk der Grenzen aller staatlichen Macht», eine Anleihe 
bei der Präambel des Verfassungsentwurfs 1977, im Differenzbereinigungsver-
fahren wieder gestrichen wurde. 15) Der Verfassungsgeber anerkennt somit, dass 
im religiös neutralen Staat der Bezug der Formel zum Christentum einzig als 
Bekenntnis zum christlich-abendländischen Gedankengut als historischer geis-
tiger Grundlage der Verfassung ausgelegt werden kann. 16 So ist auch der offe-
ner formulierte Abs. 3 der Präambel («in der Verantwortung gegenüber der 
Schöpfung»), der in den Räten von den dagegen Opponierenden als überflüssi-
ge Wiederholung abgetan wurde, 17 als Ausdruck der Ökumene bezeichnet wor-
den, als Geste gegenüber denjenigen, die sich mit der invocatio Dei nicht identi-
fizieren können. 18 
In dieser Interpretation der invocatio Dei kommt ein weltanschaulicher 
Hintergrund des Verfassungsgebers zum Ausdruck, der im Rahmen einer histo-
risch-subjektiven Auslegung der BV gegebenenfalls herangezogen werden 
kann. In diesem Sinn kommt der invocatio Dei verfassungsrechtliche Bedeu-
tung zu (vgl. aber Ziff. 11.4). 
Die Deutungen der Lehre - die hier nicht in all ihren Schattierungen wie-
dergegeben werden können - zielen inhaltlich bei allen Unterschieden im All-
gemeinen ebenfalls in die dargestellte Richtung. 19 Das Bekenntnis zur mensch-
lichen Begrenztheit, zur Bescheidenheit und zur Menschenwürde kann somit als 
Ausdruck des vorausgesetzten Grundkonsenses zur Zeit der Verfassungsgebung 
verstanden werden.20 Anzumerken ist allerdings: Einerseits setzt die Funktion, 
die hier dem religiösen Bekenntnis zugedacht wird, eine nachaufklärerische, 






Vgl. Amtl. Bull. NR, Reform BV, S. 461, Votum ANDREAS GROSS. 
Vgl. Amtl. Bull. NR, Reform BV, S. 124, Votum ZWYGART.- Vgl. z.B. FRIEDERICH, 
S. 286; KARLEN, S. 152, Fn. 142; zumindest missverständlich STEINER, S. 432 f.; 
W ASER-HUBER, Präambeln, S. 182 f.; unklar auch MARTI, S. 2 ff., der in der Präambel 
(zulässigerweise) die Verknüpfung zu einer übergeordneten Wertordnung sieht, aber 
keine ersichtliche Grenze zwischen dieser Wert- und der Rechtsordnung zieht. 
Amtl. Bull. SR, Reform BV, S. 149, 203, Voten GENTIL, FRICK; Amtl. Bull. NR, Re-
form BV, S. 459, Votum EGGLY. 
Amtl. Bull. NR, Reform BV, S. 460 f., Voten ANDREAS GROSS, DEISS. 
GuT, S. 25; KOLLER HEINRICH, Gottesglaube und Verfassunggebung, in: Kirche Kultur 
Kommunikation, Festschrift Peter Henrici, Zürich 1998, S. 485 ff., 487, 499 f.; SALA-
DIN, Präambel, S. 39 ff.; vgl. auch zur Präambel der aBV und im Allgemeinen: 
AUBERT, in: Kommentar aBV, Präambel Rz. 8; BREITER, S. 89, 92; FLEINER, S. 24 f. , 
........ ......, _ __ ____ _ __ '"' "'\0,.., J:'J:' . ('I, •• r....T"'O. t TT .... -1 .... !+ ....... ".... C' "')') 
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füllt werden. 21 Anderseits wäre, um das Gesagte auszudrücken, kein religiöses 
Bekenntnis nötig gewesen.22 Immerhin dürfte die invocatio Dei in der einen 
oder andern Auslegung dem Glauben der weit überwiegenden Mehrheit der Be-
völkerung entsprechen.23 Für die Minderheit steht die Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit zur Verfügung, derzufolge das Bekenntnis den Einzelnen nicht zu-
gerechnet werden darf. 
3. Erzählung (narratio) 
Die narratio unterscheidet sich in Umfang und Inhalt deutlich von der knappen 
Formulierung der aBV. Sie nennt die Handelnden («Das Schweizervolk und die 
Kantone» und nicht mehr die «Schweizerische Eidgenossenschaft» [Abs. 2]; mit 
dieser Änderung sollten Entstehungsgeschichte der Verfassung und Ursprung 
ihrer Legitimität genauer erfasst werden) und bezeichnet die grundlegenden, als 
gemeinsam vorausgesetzten Werte zur Begründung der Verfassungsgebung.24 
Der Entwurf des Bundesrates nannte das «Bestreben, den Bund zu erneuern, um 
Freiheit, Unabhängigkeit und Frieden in Solidarität und Offenheit gegenüber 
der Welt zu bewahren» (Abs. 4); den «Willen, in gegenseitiger Toleranz und 
Achtung [die] Vielfalt in der Einheit zu leben» (Abs. 5), welcher den gesell-
schaftlichen Grundkonsens bezeichnen sollte, sowie die «Verantwortung ge-
genüber den künftigen Generationen» (Abs. 6). 25 
Das Parlament legte, wie erwähnt, die definitive Fassung der narratio erst 
nach der Einigungskonferenz fest. Die einzige Ergänzung des Ständerats, die 
Reverenz an die «gemeinsamen Errungenschaften» (Abs. 6), blieb unbestrit-
ten.26 Ebenfalls oppositionslos blieben folgende Änderungsanträge der Natio-
nalratskommission: Die in Abs. 4 genannten Werte sollten nicht nur bewahrt, 






Vgl. zum aufklärerischen Hintergrund der Formel SCHMID HANS HEINRICH, Die 
Schweiz der Zukunft - «Im Namen Gottes, des Allmächtigen»?, in: ZBl 92 (1991), 
S. 525 ff., 527 ff., 533 f. 
Gl.M. BREITER, S. 89; WYSS, S. 177. 
In der Ratsdebatte lassen sich bei gewissen Voten flir die Beibehaltung der invocatio 
Dei Abstimmungstaktik und Sorge darum, den Bezug zum gesellschaftlichen Konsens 
nicht zu verlieren, kaum unterscheiden; vgl. Amtl. Bull. NR, Reform BV, S. 121 ff. , 
Voten FÖHN, LEUBA, KELLER, ZWYGART, SCHMID. 
Botschaft VE 96, S. 123. Zur Bezeichnung der Handelnden vgl. auch RHINOW RENE, 
Paradigmawechsel der Bundesstaatlichkeit?, in: NZZ, 27. 10. 1998, S. 14, als Entgeg-
nung auf GREBER ANTON R., Paradigmawechsel der schweizerischen Bundesstaatlich-
keit?, in: NZZ, 10. 10. 1998, S. 83 . 
J:lnt~~hQ ft VJ:;" Ot; <;;: 1 ? 1 <;!<!Q 
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«Demokratie», die zur schweizerischen Eigenart gerechnet wurde/7 und die 
«Rücksichtnahme» anstelle der «Toleranz», welch letzterer Begriff als zu passiv 
und zu wenig verpflichtend, als gönnerhaft, herablassend und elitär empfunden 
wurde.28 Umstritten war dagegen einerseits der heutige Abs. 3, «in der Verant-
wortung gegenüber der Schöpfung». Er wurde von den dagegen Opponierenden 
als unnötige Wiederholung aufgefasst29 und von den schliesslich obsiegenden 
Befürwortenden als ökumenische Geste gegenüber denjenigen, welche die in-
vocatio Dei ablehnten, als Bekräftigung einer aktiv wahrzunehmenden Ver-
pflichtung und als Klammer zur Erwähnung der Nachhaltigkeit in Abs. 6 ver-
standen.30 Anderseits wurde um die vom Nationalrat eingefügten Elemente der 
Präambel von 1977 gekämpft, wobei inhaltliche Kritik vereinzelt blieb31 und die 
Ablehnung in der Regel damit begründet wurde, es handle sich um eine im 
Sprachduktus nicht zum Rest der narratio passende, schwer verständliche, zu 
weitschweifige Wiederholung.32 Beibehalten wurde schliesslich der jetzige 
Abs. 7, der mit dem Hinweis auf die soziale Verpflichtung und darauf, dass 
Freiheit ihrer aktiven Wahrnehmung bedarf, nirgends sonst in der Präambel ge-
nannte Themen aufgreift. Dafür wurde der Absatz «eingedenk der Grenzen aller 
staatlichen Macht und der Pflicht, mitzuwirken am Frieden der Welt» geopfert, 
woraus angesichts der Begründung der Ablehnung materiell wohl wenig abge-
leitet werden kann.33 
4. Zur Funktion und zum normativen Gehalt der Präambel 
In den Materialien scheinen verschiedene, miteinander zusammenhängende 
Funktionen der Präambel auf. Sie war zunächst gedacht als ein Bild des geisti-
gen Hintergrunds, der philosophischen Grundlage, der Ideale der Verfassung.34 
Deutlich kam in den Räten auch der schon in der Botschaft anklingende Gedan-
ke der Brückenfunktion zum Ausdruck: Die Präambel sollte einerseits den Bo-









Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 121 , 124, Voten FRITSCHI, WEIGELT. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 121 , 126, 128, Voten FRITSCHI, MASPOLI, SCHMID. 
Vgl. Fn. 17. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 460 f., Voten HEIM, ANDREAS GROSS, SCHMID, DEISS. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 124, Votum KELLER. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 120 ff. , Voten FRITSCHI, FöHN, LEUBA, Bundesrat 
KOLLER, S. 404 f., Voten FRITSCHI (der betont, dass nicht etwa die Person des Autors 
ADOLF MUSCHG Anlass der Ablehnung sei [ebenso S. 460]), FöHN, Bundesrat KOLLER; 
Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 148 f. , 203 , Voten FRICK, Bundesrat KOLLER, FRICK. 
Vgl. Fn. 14 und 15. 
Botschaft VE 96, S. 123 ; Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 119 und 461, Voten SCHMID, 
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die teils traditionellen, teils in jüngerer Zeit herausgearbeiteten Werte bis zur 
Staatsbildung schlagen. Anderseits sollte sie von den gemeinsamen Errungen-
schaften der Vergangenheit in die Zukunft überleiten.35 Schliesslich ist sie Ein-
leitung der Verfassung mit einer gedrängten Übersicht über deren Werte, 
gleichsam deren Inhaltsverzeichnis.36 Der Gedanke, dass die feierliche Be-
schwörung des Grundkonsenses einigend, identitäts- und legitimitätsstiftend 
wirken solle, klingt in den Materialien zur Präambel unmittelbar kaum an.37 
Die Meinungen zur Frage des normativen Werts sind geteilt. Nach der 
Praxis und einem bedeutenden Teil der Lehre (zur aBV) hat die Präambel über-
haupt keinen normativen Wert.38 Der andere Teil der Lehre misst ihr in sehr 
unterschiedlichem Mass rechtlichen Gehalt zu.39 Eine allgemeine Antwort auf 
diese Frage ist kaum denkbar, weshalb im Folgenden Punkt für Punkt vorge-
gangen wird.40 Vorauszuschicken ist, dass Bedeutung und rechtlicher Gehalt 
nicht gleichgesetzt werden dürfen. Dies wird gerade durch den Bezug zum 
Transzendenten aufgezeigt, der über die Rechtsordnung hinausweist. Das for-
male Argument, schon die Vorzugsstellung der Präambel am Beginn der Ver-
fassung belege ihre Wichtigkeit,41 hilft deshalb in Bezug auf die gestellte Frage 
nicht weiter. 
Es ist zu beachten, dass die Materialien zur neuen BV klar jeglichen nor-
mativen Wert der Präambel verneinen. Zwar scheinen einige Ratsmitglieder ein-
fach der Ansicht gewesen zu sein, man habe sich hier einem juristischen Dogma 







Botschaft VE 96, S. 123 ; Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 124, 127 f. , Voten ZWYGART, 
DEISS, S. 404 f., Voten FRITSCH I, SCHMID, S. 460, Votum FRITSCHI; Amt!. Bull. SR, 
Reform BV, S. 23 f. , Votum FRICK. Zur Brückenfunktion in der Zeit vgl. auch 
HÄBERLE, S. 233 ff. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 119, 124, 128, Voten DEISS («introduction», «mise en 
condition du lecteur»), ZWYGART, Bundesrat KOLLER; S. 405 , Votum OSTERMANN 
(«bande-annonce»); Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 23 , 149, Voten FRICK («Grund-
satzprogramm», «Kurzprogramm»). 
Allenfalls in Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 128, Votum Bundesrat KOLLER; Amt!. 
Bull . SR, Reform BV, S. 23 , Votum FRICK; vgl. aber die Ratsdebatten zu Art. 6 BV 
(dazu Ziff. IV), und die Materialien zur Funktion der Verfassung im Allgemeinen: Bot-
schaft VE 96, S. 12 f.; Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 5, Votum RHINOW (als Bei-
spiel). Zu dieser Funktion auch HÄBERLE, S. 229 ff. ; EICHENBERGER KURT, Verfassung 
des Kantons Aargau, Aarau/Frankfurt a.M./Salzburg 1980, Präambel, Rz. 1. 
BGE 116 Ia 252, 259; AUBERT, in: Kommentar aBV, Präambel, Rz. 6, 19; BURCK-
HARDT, S. 1 f.; .HÄFELINIHALLER, N. 28 ; KARLEN, S. 152. 
Vgl. BREITER, S. 90 ff.; EHRENZELLER, Gedanken, S. 989 ff.; FLEINER, S. 24; FRIEDE-
RICH, S. 287 f.; GUT, S. 25 f. ; KRAUS, S. 133 f. ; SALADIN, Präambel, S. J9. 
Im Folgenden vernachlässigt wird die formale Frage, ob die Präambel Bestandteil der 
' ' ..... -+ ........... ....... ...... .-...a. ; ...... ...t .,. .... rl; a.c.t:Jo n11r a.1n1.::. 1tP Jprfpnfa 1lco P rfnrrl P rt 1hrP Än~Prnn o P in P. forrr1 P: I1 
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sogar explizit geäussert, dass der Präambel kein normativer Wert zukommen 
soll.42 
In der Lehre besteht Einigkeit darüber, dass die Präambel weder individu-
elle Rechte oder Rechtspflichten noch Kompetenzen begründet.43 
Ein beträchtlicher Teil der Lehre nimmt aber immerhin an, dass die Prä-
ambel Auslegungshilfe sein kann.44 Dem ist insoweit zuzustimmen, als es not-
gedrungen daraus folgt, dass sich die grundlegenden Werte der Verfassung 
kaum deutlich von deren Zielen abgrenzen lassen .45 Die Präambel kann somit 
grundsätzlich in Unterstützung der Zielbestimmungen zur Auslegung herange-
zogen werden. Faktisch dürfte dies jedoch nur selten notwendig werden, wenn 
man Wortlaut, Funktion und Aufbau der Präambel berücksichtigt: Zum einen 
sind die genannten Werte sehr offen formuliert, sodass sie der Konkretisierung 
bedürfen. (Sie werden denn auch allesamt in der Tagespolitik als Schlagworte 
eingesetzt.) Zum andern werden sie auch sämtlich- soweit sie sich daftir über-
haupt eignen - in der Verfassung substauziert und konkretisiert (oder zumindest 
noch einmal aufgenommen), was der Funktion der Präambel als einleitender 
Übersicht entspricht: Dem Inhaltsverzeichnis soll sich nicht mehr entnehmen 
lassen als dem Text.46 Die entsprechenden Konkretisierungen dürften in aller 
Regel aussagekräftiger sein als die Präambel. Schliesslich muss der Versuchung 
widerstanden werden, einzelne der genannten Grundwerte ergebnisorientiert 
besonders hervorzuheben: Die Präambel bildet, ihrer Brückenfunktion gemäss, 
eine Einheit und muss im Gesamtzusammenhang gesehen werden.47 Soweit eine 
Gewichtung der einzelnen Werte der Verfassung nicht den einschlägigen Be-






Vgl. Botschaft VE 96, S. 122; Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 119 ff. , Voten SCHMID, 
DEISS (der auf die Differenzen in der Lehre hinweist, S. 128), LEU BA, STUMP, 
WEIGELT, S. 405 , 461 , Voten SCHMID; Amt!. Bull . SR, Reform BV, S. 23, 28, Voten 
FRICK, Bundesrat KOLLER. 
AUBERT, in: Kommentar aBV, Präambel, Rz. 19; BREITER, S. 91 ; BURCKHARDT, S. 2; 
EHRENZELLER, Gedanken, S. 990; FLEINER, S. 24; GUT, S. 23 ; vgl. auch HÄBERLE, 
S. 24lf. 
Vgl. BREITER, S. 90 ff. ; EHRENZELLER, Gedanken, S. 990 f. ; GUT, S. 25 f. ; KRAUS, 
S. 134; SALADIN, Präambel, S. 42. 
So auch implizit die Botschaft VE 96, S. 122, laut der die Präambel «in gewissem 
Mass die Richtung aufzeigen [soll] , in die der Staat sich entwickeln soll»; ebenso 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 123, Votum WEIGELT. 
Aus der Möglichkeit, dass neue Verfassungsziele (systemwidrig) einzig in die Präam-
bel aufgenommen werden könnten, lässt sich deshalb nichts ableiten, solange sie theo-
retisch bleibt. A.M. EHRENZELLER, Gedanken, S. 989 f. - Ähnlich wie hier SALADIN, 
Präambel, S. 42, der eine Abstimmung mit dem Zweckartikel verlangt. 
__ ._l_ _ ß. - L 
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keit auszugehen, unabhängig von ihrer Erwähnung in der Präambel. Auch die 
invocatio Dei, aus der verschiedentlich eine Pflicht des Staates zu «religions-
freundl ichem» Verhalten abgeleitet wurde,48 hat insofern keine Sonderstellung. 
Einschlägige Normen zur Bestimmung des Verhältnisses zwischen Staat und 
Religion sind Art. 72 und Art. 15 BV, der die Glaubens- und Gewissensfreiheit 
garantiert. Aus diesen zwei Bestimmungen folgt, dass der Staat säkular, aber 
nicht laizistisch ist - dass er also die religiösen Bedürfnisse und Institutionen 
beachtet - , was sie differenzierter zum Ausdruck bringen als die invocatio Dei. 
Letztere kann zwar zur Auslegung der Glaubens- und Gewissensfreiheit beige-
zogen werden,49 doch lassen sich aus ihr keine eigenständigen Grundsätze über 
das Verhältnis des Staates zu den Religionen ableiten. 50 
Ähnliches gilt fiir die in der Literatur51 geforderte Anwendung der Präam-
bel als Handlungsrichtlinie fiir die Behörden. Zwar kann eine solche Funktion 
wegen der unscharfen Trennung zwischen Grundwerten und Zielen nicht ver-
neint werden. Wegen der Offenheit der Grundwerte der Präambel einerseits und 
deren Konkretisierung in der Verfassung anderseits wird die Präambel faktisch 
jedoch wenig als Richtlinie taugen. 
Zusammengefasst: Der Beizug der Präambel bei der Auslegung von Ziel-
bestimmungen und Handlungsanweisungen an die Behörden kann logisch nicht 
ausgeschlossen werden. Insoweit kommt ihr normativer Wert zu, unabhängig 
davon, dass dieser faktisch bescheiden ist. 52 Da die Anerkennung eines norma-
tiven Werts der Präambel dem Willen des Verfassungsgebers widerspricht, ist 
gegenüber dem allfälligen Beizug der Präambel Zurückhaltung am Platz. 
Schliesslich wird in der Lehre die Frage aufgeworfen, ob sich materielle 
Schranken der Verfassungsrevision oder ein Widerstandsrecht gegen staatli-
chen Machtmissbrauch in der Präambel festmachen liessen. 53 Das scheint vor-
dergründig folgerichtig, weil in der invocatio Dei nach der einhelligen Ausle-
gung die Beschränktheit der staatlichen Macht aufscheint. Doch kommt der 
Präambel diesbezüglich nur insofern Bedeutung zu, als hier der historische Ver-
fassungsgeber die gedanklichen Grundlagen seines Verfassungsverständnisses 
FLEINER, S. 25 ; FRIEDERICH, S. 286; GUT, S. 26; MARTI, S. 6; SALAD!N, Herleitung, 
S. 23; DERS., Präambel, S. 39; WASER-HUBER, Präambeln, S. 188 ff. ; ähnlich KRA US, 
S. 134. 
A.M. BREITER, S. 92, dessen Bedenken mit der neuen BV aber überholt sein dürften 
weil nun aufgrund der Materialien der Sinn des Gottesanrufs deutlicher fassbar ist. ' 
Im Ergebnis ähnlich HÄBERLE, S. 242, wonach die Präambeln in Konkordanz mit der 
Glaubens- und Gewissensfreiheit auszulegen sind und durch diese beschränkt werden; 
KARLEN, S. 188 f. ; zum Verbot religiöser Indifferenz vgl. auch Wvss, S. 176 f. 
EHRENZELLER, Gedanken, S. 992 f. 
{';I M Rl? JO ITI:' l? ~ Ql 
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andeutet, aus welchen sich auch ein Widerstandsrecht ableit~n lasse~. dürft~~ 
Letztlich lässt sich das Widerstandsrecht jedoch nur metaphysisch begr~nden. 
Seine Geltung folgt deshalb nicht aus der Präambel und hängt auch mcht von 
deren Existenz ab. 
III. Staatszwecke (Art. 2 BV) 
1. Zur Entwicklung des Zweckartikels - Klassische Staatszwecke 
Die Bundesverfassungen von 1848 und 1874 enthieltenje einen gleichlautenden 
Art. 2, welcher die vier «klassischen» Staatszwecke aufzählte: 55 
Der Bund hat zum Zweck: Behauptung der Unabhängigkeit ~es Vater-
landes gegen aussen, Handhabung von Ruhe und Ordnung Im Inne~, 
Schutz der Freiheit und der Rechte der Eidgenossen und Beförderung Ih-
rer gemeinsamen Wohlfahrt. 
Diese vier Staatszwecke waren im Rahmen der Verfassun~srevision unumstrit-
ten und fanden allesamt wieder Eingang in den Zweckartikel_ der neuen_ Bun-
d f: (Art 2 Abs 1 und 2 BV) Auch in den verschiedenen pnvaten esver assung . . . 
Entwürfen für eine neue Bundesverfassung56 sowie im Verfassungsentwurf ~on 
197757 waren sie mitenthalten. Obwohl zwischen den St_aatszwec.~en keme 
Hierarchie bestehen soll, die bei einem allfälligen Zielk~nflikt z~r Losung her-
d n ko··nnte 58 hat sich innerhalb der vier klassischen Staats-angezogen wer e , And 
zwecke eine gewisse Verschiebung der Prioritäten bem~_rk~ar g~macht. ers 
als 1848 bildet nicht mehr die Behauptung der Unabhang1gke1t gegen aussen 
das Hauptanliegen. Von grösserer Aktualität schienen dem Verfassungsge~er 





Vgl. z.B. HALLERIKÖLZ, S. 327. h ft VE 96 
Zu den vier klassischen Staatszwecken z.B. HEBEISEN, S. 94, und Botsc a , 
s 126· zur geschichtlichen Entwicklung des Art. 2 der BV von 1848 vgl. MONNIER V.ICTO~, Les origines de l'article 2 de Ia constitution federale de 1~48 , ZSR 13_2_(1998) 
II, s. 415 ff. ; zur Parallele der Fomulierung der Staatszwecke mit der Defimtwn des 
«salus populi» bei Thomas Hobbes vgl. NAEF, S. 22 . . . . 
Verfassungsentwurf der jungliberalen Bewegung von 1935, Art. _2 (wö:thch I~entJ~~ 
·t Art 2 aBV) in: KöLZ Quellenbuch II, Nr. 86, S. 267; leicht differenziert e1 
mi · ' ' A 3 Ab 1 d 2· nur den KöLz/MüLLER, Art. 2, sowie USTERIIJAEGGI/BosSARD, rt. _s .. un '. 
Unabhängigkeitszweck enthielt Art. 5 des «Avant-projet de constltut~?n, Partl co~ser­
vateur suisse» von 1935, in: KöLZ, Quellenbuch II, Nr. 87, _s. 296; ub~rhaupt kemen 
Zweckartikel wiesen der Revisionsgrundriss der Vaterländischen AktiOn von 193~, 
I KöLZ Quellenbuch II Nr. 85, S. 238 ff. , sowie der Imboden-Entwurf auf (Die 
vg · ' ' · I St t nd Recht Ba-Bundesverfassung - wie sie sein könnte, m: MAX MBODEN, aa u , 
sel/Stuttgart 1971 , S. 219 ff., und in: KöLZ, Quell:nbuch_II, ~r. 14~, S. 361. ff.). 
A,.. ,., & h o 1 ? d nnrl R: dieser Artikel war allerdmgs mit «Ziele» uberschneben. 
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die er der Behauptung der Unabhängigkeit voranstellte. 59 Von besonderem In-
teresse sind für den vorliegenden Beitrag aber nicht die bereits seit über 150 
Jahren gewohnten
60
, sondern die mit der Totalrevision neu eingeführten Staats-
zwecke.6' Zu diesen zählen die bereits im VE 95 enthaltene Förderung des inne-
ren Zusammenhaltes und der kulturellen Vielfalt des Landes (Art. 2 Abs. 2 BV) 
sowie der Einsatz «ftir die dauerhafte Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla-
gen und ftir eine friedliche und gerechte internationale Ordnung» (Art. 2 Abs. 4 
BV). Im Gegensatz zur Chancengleichheit (Art. 2 Abs. 3 BV) und dem eben-
falls in Art. 2 Abs. 2 BV enthaltenen Grundsatz der Nachhaltigkeit gaben sie in 
den Räten aber kaum Anlass zu Kontroversen; die Vorschläge des Bundesrates 
im VE 96 wurden fast wörtlich übernommen. 
2. Neu eingefügte Staatszwecke 
a) Nachhaltigkeit (Art. 2 Abs. 2 BV) 
Der Begriff der Nachhaltigkeit findet sich in keinem der offiziellen oder priva-
ten Entwürfe zu einer neuen Bundesverfassung. Trotz des im Vernehmlas-
sungsverfahren häufig geäusserten Wunsches nach einer verstärkten Veranke-
rung der Nachhaltigkeit in der Verfassung sah der Bundesrat im VE 96 von 
einer Aufuahme ab. 
62 
Diese geht auf den Antrag der Verfassungskommission 
des Nationalrates zurück. 63 Eine Minderheit der Kommission wollte den Grund-
satz gar gesondert in einem - nicht in die BV übernommenen - Art. 4a bei den 
«übrigen Grundsätzen staatlichen Handelns» verankern. 64 
59 
!"fALINVERNI GtORGIO, L'independance de Ia Suisse dans un monde interdependant, 
m: ZSR 117 (1998) II, S. 7 f. ; Botschaft VE 96, S. 127; anders noch Art. 2 des VE 95. 






Zum Schutz der «Freiheit und der Rechte des Volkes» (Art. 2 Abs. I BV) ist immerhin 
anzumerken, dass diese Formulierung erklärtermassen weiter geht als der «Schutz der 
Freiheit und der Rechte der Eidgenossen» (Art. 2 aBV) bzw. der von der Verfassungs-
kommission des Nationalrates vorgeschlagene Schutz der Freiheit und der Rechte «der 
Bürgerinnen und Bürger» (BBI 1998, 368), da der Begriff des Volkes in diesem Zu-
sammenhang auch Ausländer, die in der Schweiz wohnen, umfasst (Amt!. Bull. NR, 
Reform BV, S. 129 ff., 131 und 133, Voten ENGLER, JUTZET, FRITSCHI, ZWYGA RT und 
SCHMID). Es sollen dadurch jedoch keine neuen Rechte geschaffen, sondern nur dieje-
nigen geschützt werden, welche aufgrund von Verfassung und Gesetz bereits bestehen 
(Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 130, Votum ENGLER). 
Dem Anliegen sei aber dadurch Rechnung getragen worden, dass die «Erhaltung der 
natürl ichen Lebensgrundlagem> (Art. 2 Abs. 4) «dauerhaft» sein müsse (Botschaft VE 
96, S. 128). 
BBI 1998, 368. 
«Staatliches Handeln ist der Nachhaltigkeit verpflichtet» (BBI 1998, 369); der Antrag- · 
steiler begründete dies damit. dass der Zweckartikel nur riP.n Rnnrl hinr!P wiihrPnrl rliP 
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Nachhaltigkeit wird gelegentlich als vages und schillerndes Modewort 
verunglimpft,65 obwohl sich der Begriff schon seit 1902 in der schweizerischen 
Forstgesetzgebung und seit 1996 auch in der Bundesverfassung findet. 66 Sein 
Bedeutungsgehalt ist in den letzten Jahren greifbarer geworden. In Anlehnung 
an den Bericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (Brundtland-
Kommission) gilt «eine Ennvicklung, welche die heutigen Bedürfnisse zu de-
cken vermag, ohne für künftige Generationen die Möglichkeiten zu schmälern, 
ihre eigenen Bedürfnisse zu decken», als nachhaltig.67 Auch wenn Nachhaltig-
keit häufig im umweltrechtlichen Kontext verwendet wird, greift sie erheblich 
weiter.68 Neben der ökologischen umfasst die nachhaltige Entwicklung insbe-
sondere auch eine soziale und eine ökonomische Dimension.69 Das zentrale 
Element der Nachhaltigkeit ist jedoch die Solidarität zwischen der heutigen und 
der zukünftigen Generation. 70 
b) Innerer Zusammenhalt und kulturelle Vielfalt (Art. 2 Abs. 2 BV) 
Die Förderung des inneren Zusammenhaltes und der kulturellen Vielfalt des 
Landes ist ein Anliegen, welches sich in zahlreichen Verfassungsnormen sowie 
in der politischen Praxis der Schweiz niedergeschlagen hat. Etliche Aspekte der 
Förderung der kulturellen Vielfalt kristallisieren sich um die Behandlung der 
verschiedenen Landessprachen. 71 Einen weiteren Aspekt verdeutlicht Art. 69 
Abs. 3 BV, der den Bund verpflichtet, bei der Erfüllung seiner Aufgaben Rück-








(Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 130, Votum JOST GROSS); weiter wurde von einer Be-
ftirworterin des Antrags geltend gemacht, dass «Nachhaltigkeit nicht nur als Zielvor-
stellung, sondern als Handlungsanweisung in die Verfassung gehört» (Amt!. Bull. NR, 
Reform BV, S. 132, Votum AEPPLI). 
Vgl. das Votum von Bundesrat KOLLER, Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 150 f. 
Art. 31 octies Abs. 1 aB V bzw. Art. 104 Abs. 1 BV zur nachhaltigen landwirtschaftlichen 
Produktion; vgl. zum Begriff der Nachhaltigkeit in der neuen Bundesverfassung auch 
MADER, S. 703 f. 
World Commission on Environment and Development, Our Common Future, Ox-
ford/New York 1987, S. 8; vgl. die verschiedenen, ähnlich lautenden Voten in Amt!. 
Bull. NR, Reform BV, S. 130-134, und Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 150 f. 
Dies zeigt sich schon daran, dass die Nachhaltigkeit ftir den Bereich von .Umwelt und 
Raumplanung gesondert definiert (Art. 73 BV) und in Art. 2 Abs. 4 BV die d.auerh~fte 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen als separater Staatszweck aufgeführt Wird. 
MADER, S. 701 f.; Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 130 ff., v.a. Voten JOST GROSS, 
FRITSCHI und AEPPLI, und Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 130, Votum FRICK. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 130, Votum JOST GROSS; vgl. auch Abs. 6 der Präam-
bel. 
Art. 4, 18, 70, 175 Abs. 3 und 188 Abs. 4 BV. 
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Insgesamt ist die neue Bestimmung auf grosse Akzeptanz gestossen und löste in 
den Räten kaum Reaktionen aus. 
c) Chancengleichheit (Art. 2 Abs. 3 BV) 
Noch umstrittener als die Nachhaltigkeit war die Aufnahme der Chancengleich-
heit in den ZweckartikeL Sie geht auf den Antrag der nationalrätlichen Verfas-
sungskommission zurück73 und wurde vom Ständerat bis zur letzten Differenz-
bereinigung abgelehnt. 74 Auch der Antrag der nationalrätlichen Verfassungs-
kommission war aber bereits das Ergebnis eines Kompromisses. 75 Bundesrat 
KOLLER wandte sich mehrfach gegen die Aufnahme der Chancengleichheit, da 
zahlreiche Facetten dieses Grundsatzes in anderen Bestimmungen genügend 
zum Ausdruck kämen (Rechtsgleichheit, Diskriminierungsverbot, konstitutives 
Grundrechtsverständnis, Sozialziele ?6 und er befürchtete, dass diese Bestim-
mung Erwartungen wecke, die sie nicht erfüllen könne. 77 Er wollte zudem zu-
handen der Materialien festgehalten haben, «dass es nicht Aufgabe des Staates 
sein kann, die unterschiedlichen Startchancen, die wir Menschen in dieser Welt 
haben, zu kompensieren. Ein derartiges Verständnis der Chancengleichheit - im 
Sinne eines umfassenden Auftrages zur Kompensation unterschiedlicher Start-
chancen im Leben - kann nicht der Sinn dieses Begriffes sein». 78 Einer der 
Vorkämpfer für die Aufnahme der Chancengleichheit, Nationalrat JUTZET, be-
schrieb den Zweck der Aufnahme wie folgt: «Chancengleichheit ist klarerweise 
kein Grundrecht; dieses Postulat ist nicht justitiabel, man kann nicht an den 
Richter gelangen. ( ... ) Die staatlichen Behörden haben bei der Gesetzgebung 
und beim Budget darauf zu achten, dass die Chancengleichheit nicht zu kurz 
kommt; sie haben sie zu berücksichtigen.»79 Auf eine «Gleichmacherei» soll die 









BB1 1998, 368. 
Vgl. Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 225, Votum FRICK. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 130 f., Votum JUTZET. 
Vgl. Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 407; Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 204; siehe 
auch Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 151 , Votum FRICK. 
Vgl. Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 134, 407, 463; Amt!. Bull. SR, Reform BV, 
S. 151 f., 204. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 463 . 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 406, Votum JUTZET; ähnlich Amt!. Bull. SR, Reform 
BV, S. 204, Votum GENTIL; so schon die Lehre zu der aus Art. 4 aBV abgeleiteten 
Chancengleichheit, vgl. WEBER-DÜRLER, S. 207 f. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 130 f., Votum JUTZET; zum Unterschied zwischen ei-
nem Egalisierungsgebot (Ergebnisgleichheit) und der Chancengleichheit vgl. auch 
MüLLER GEORG, in: Kommentar aBV, Art. 4, Rz. 4a; auch J. P. MüLLER, Soziale· 
Grundrechte, S. 223 f. , weist darauf hin, dass das Recht nie mehr als Chancen sinnvol -
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wenn es um die Ausübung von Freiheitsrechten und anderen grundlegenden 
Rechten geht. «Chance» bedeutet dann die Möglichkeit, von diesen Rechten 
effektiv Gebrauch zu machen. 81 Chancengleichheit «verbietet dem Staat, durch 
sein Handeln ungleiche Chancen zu bewirken oder die ohnehin bestehenden 
Ungleichheiten zu verschärfem>.82 Ein durch Gesetzgebungsaufträge verstärktes 
Egalisierungsgebot mit der Tragweite wie in Art. 8 Abs. 3 und 4 BV ist ihr aber 
nicht zu entnehmen.83 
Im Gegensatz zu Art. 2 Abs. 1 BV, in welchem die Freiheit und die 
Rechte «des Volkes» geschützt werden,84 gewährleistet Art. 2 Abs. 2 BV nur die 
Chancengleichheit unter den «Bürgerinnen und Bürgern». Dieser Unterschied 
erklärt sich am ehesten aus der Entstehungsgeschichte dieses Absatzes. Die na-
tionalrätliche Verfassungskommission beantragte nämlich sowohl für Abs. 1 als 
auch für die Chancengleichheit den Wortlaut «Bürgerinnen und Bürger».
85 
Während die Differenz zum Ständerat, der sich dem bundesrätlichen Entwurf 
anschloss und die Garantie auf das weiter zu verstehende «Volk» ausweitete,
86 
in Bezug auf Abs. 1 vorher ausgeräumt wurde, blieb die Chancengleichheit im 
Grundsatz bis zur letzten Differenzbereinigung umstritten. Eine Angleichung 
des Textes war danach nicht mehr möglich. 
d) Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen (Art. 2 Abs. 4 BV) 
Bereits der Verfassungsentwurf 197787 sowie der Entwurf KöLZIMÜLLER88 
zählten den Umweltschutz zu den Staatszwecken. Der VE 95 sah die «Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen» als Staatszweck vor, und im VE 96 wurde 
noch das Adjektiv «dauerhaft» eingefügt, um den Aspekt der Nachhaltigkeit zu 
betonen.89 Die Aufnahme dieses Grundsatzes war völlig unbestritten, zumal der 
Umweltschutz seit 1971 zu den Bundesaufgaben gehört90 und einen wesentli-











J. P. MüLLER, Soziale Grundrechte, S. 223; WEBER-DÜRLER, S. 221. 
WEBER-DÜRLER, S. 221; dem letzteren Zweck dient u.a. auch das in Art. 8 Abs. 1 BV 
enthaltene Diskriminierungsverbot 
Trotzdem konnte bereits im Kontext der alten Bundesverfassung «Chancengleichheit» 
so verstanden werden, dass der Staat mehr als nur die formale Rechtsgleichheit zu ge-
währen habe; so J. P. MüLLER, Soziale Grundrechte, S. 223 f. 
V gl. vorne Fn. 61. 
BBl 1998, 368. 
V gl. vorne Fn. 61. 
«Er schützt die Umwelt und schafft eine zweckmässige Raumordnung» (Art. 2 Abs. 5). 
« ... Bewahrung der natürlichen Umwelt .. . » (Art. 2); davon inspiriert auch USTE-
RI/JÄGGI/BosSARD, Art. 3 Abs. 2. 
Vgl. vorne Fn. 62 . 
? septies V Art. 74 BV. 
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zweck~ heisst, neu ~ingetretene Erfahrungen bewusst zu machen, in diesem Fall 
d~~ Wissen, dass d1~ staatliche Gemeinschaft in einer ausgebeuteten und zer-
storten Umwelt auf d1e Dauer nicht überlebensfähig ist.»92 
e) Einsatz für eine friedliche und gerechte internationale Ordnung 
(Art. 2 Abs. 4 BV) 
~!eser St~atszweck ist in: Zu_sammenhang mit den in Art. 54 Abs. 2 BV aufge-
zahlten Z1e~~n der schwe1zenschen Aussenpolitik93 sowie mit der aussenpoliti-
schen TraditiOn der Schweiz zu sehen. Er zeugt davon, dass die internationale 
Y_ erflechtung und die gemeinsame Verantwortung für den Frieden kontinuier-
lich gewachsen sind.94 Die Bestimmung blieb sowohl in den Räten als auch in 
der Vernehmlassung unbestritten. 
3. Rechtliche Tragweite der Staatszwecke 
Darüber: was die Staatszwecke in Art. 2 BV nicht sind, besteht Einigkeit: weder 
so~_len sie .dem Einzelnen justiziable Rechtsansprüche einräumen,95 noch be-
grunden sie Bundeskompetenzen.96 Weitgehende Übereinstimmung besteht 
a~ch be~üglich der Frage, wer Adressat von Art. 2 BV sei: Die Bestimmung 
nchtet Sich sowohl an den Bund als auch an die Kantone, d.h. die Kantone wer-
den vom Begriff der «Schweizerischen Eidgenossenschaft» wie er in Art 1 BV 
definiert wird, miterfasst.97 ' • 
Nicht vollständig geklärt ist hingegen, welche Funktion den Staats-
z:vecken als Rechtsnormen zukommt. Die ältere Lehre sprach dem Zweckartikel 







Botschaft VE 96, S. 127. 
Dazu ausführlich SCHWAS RENE, Ziele der Aussenpolitik (Art. 54 BV), in diesem 
Band, S. 183 ff. 
Botschaft VE 96, S. 128; BIAGGINI GIOVANNI, Das Verhältnis der Schweiz zur interna-
tionalen Gemeinschaft. Neuerungen im Rahmen der Verfassungsreform in: AJP 1999 
S. 723 f. ' ' 
Z.B. AUBERT, Constitution, S. 128; BURCKHARDT, S. 13; HANGARTNER, Band II, S. 23; 
Bo_tschaft VE 96, S. 126; dies war auch die vorherrschende Meinung in der parlamen-
tansehen Debatte, vgl. z.B. Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 131 , 406, Voten JUTZET 
S. 133, 407, Voten SCHMID. , 
Siehe ~.B. AUBERT, in: Kommentar aBV, Art. 2, Rz. 21 ff., mit einschlägiger Argu-
mentation; FLEINERIGIACOMETTI, S. 74; HÄFELIN/HALLER, N. 287 f.; HANGARTNER, 
Band I, S. 70; HEBEISEN, S. 150 ff.; TSCHANNEN PIERRE, Eidgenössisches Organisati-
onsrecht, Bern 1997, S. 20 f.; Botschaft VE 96, S. 126; BGE 115 Ia 277 282· nicht 
völlig klar BGE 117 Ia 202, 212. ' ' 
Z .B. AUBERT, in: Kommentar aBV, Art. 2, Rz. 18 f.; KOLLER, S. 657; Amt!. Bull . NR, 
Reform BV, S. 134, Votum Bundesrat KOLLER; a.M. Nationalrat JOST GROSS, vgl. 
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eine «historisch interessante Mitteilung».98 Diese Bewertung des normativen 
Gehalts von Art. 2 aBV dürfte indessen zu kurz greifen; sie lässt sich wohl nur 
auf den Grundsatz beziehen, dass aus dem Zweckartikel weder Kompetenzen 
noch Ansprüche abgeleitet werden können. Die weiteren möglichen Funktionen 
der Bestimmung werden bei dieser Bewertung völlig ausser Betracht gelassen.99 
Es ist nicht einfach, die in der Verfassung enthaltenen Staatszwecke ei-
nem bestimmten Normtypus und damit einem bestimmten normativen Gel-
tungsanspruch zuzuordnen, zumal im Schrifttum oftmals nicht klar zwischen 
Staatsaufgaben, Staatszielen und Staatszwecken unterschieden wird oder die 
Begriffe - je nach den Kriterien des jeweiligen Kontextes - anders gebildet 
werden.100 Trotz terminologischer Identität geht es im vorliegenden Fall nicht 
darum, die von der Allgemeinen Staatslehre bis ins 19. Jahrhundert entwickel-
ten Staatszweckkonzepte zu analysieren; diese dienten primär der «~etztbe­
gründung des Staates» und der staatsphilosophischen Legitimation der Ubertra-
gung von Aufgaben an den Staat. 101 Als formelle Bestandteile der Verfassung 
eines bereits bestehenden Staates erhalten die Staatszwecke einen eigenen Ge-
halt, sie stellen eine Auswahl aus der grundsätzlich unbeschränkten Anzahl der 
Zwecke dar, die sich ein Staat setzen könnte. 102 Diese Auswahl bindet die staat-
lichen Entscheidungsträger, auch wenn die Beachtung der ausgewählten Zwe-
cke faktisch nur in beschränktem Masse durchgesetzt werden kann. 103 Art. 2 BV 
gibt ihnen eine Anzahl von Zielen vor, die bei der gesamten Staatstätigkeit zu 
verwirklichen sind. Im Gegensatz zur Bundesverfassung von 1874 sind diese 
Ziele in der neuen Verfassung fassbarer und konkreter geworden. Bei den in 
Art. 2 BV enthaltenen «Zwecken» handelt es sich somit um finale Normen, um 








Z.B. BURCKHARDT, S. 9 ff.; FLEINER!GIACOMETTI, S. 74; der Meinung BURCKHARDTS 
(a.a.O.) lag zudem die Argumentation zu Grunde, dass sich ein einmal aufgerichteter 
Staat - im Gegensatz zu einem vertraglich begründeten Staatenbund - von den Zwe-
cken seiner Schaffung löse und die Zwecke damit juristisch obsolet würden. 
HEBEISEN, S. 142 ff. ; BREITER, S. 102; vgl. auch EICHENBERGER KURT, in: Kommentar 
aBV, Verfassungsrechtliche Einleitung, Rz. 72: «Auch Ziel- und Programmnormen 
sind Recht und haben die sichere Bedeutung rechtnormativen Sollens.» 
Dazu HEBEISEN, S. 21. 
Eine ausfUhrliehe Zusammenfassung dieser Lehren findet sich bei HEBEISEN, S. 94 ff. ; 
vgl. auch PERNTHALER, S. 111 ff. , und LINK, S. I 0 ff. 
AUBERT, in: Kommentar aBV, Art. 2, Rz. 5; ähnlich LINK, S. 47. 
Vgl. AUBERT, in: Kommentar aBV, Art. 2, Rz. 29; als Indiz ftir die gewollte Bin-
dungswirkung Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 24 f. , Votum FRICK. Zur lediglich be-
schränkten Überprüfbarkeit der Berücksichtigung der Ziele beispielsweise GRI MM 
DIETER, Die Zukunft der Verfassung, Frankfurt a.M. 1991 , S. 174; auch Rux, S. 316 ff. 
Der Verfassungsentwurf von 1977 überschrieb denn auch einen ähnlich konzipierten 
Artikel mit «Ziele»; vgl. Bericht VE 77, S. 22 f.; auch HEBEISE , S. 142, behandelt die _ ___ _ 
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unter die «Allgemeinen Bestimmungen» der Bundesverfassung stehen sie aber 
in keinem hierarchisch übergeordneten Verhältnis zu anderen Staatszielbestim-
mungen wie beispielsweise den in Art. 41 BV enthaltenen Sozialzielen. 105 Im 
Konfl iktfall ist Konkordanz zwischen den Zielen anzustreben, also die mög-
lichst weitgehende Verwirklichung aller einschlägigen Ziele.106 
Der Bundesrat hat in der Botschaft zum VE 96 die Funktion der Staats-
zweckbestimmung wie folgt umschrieben: 
Die Bestimmung dient( .. . ) dem besseren Verständnis der Bundesverfas-
sung und kann als Auslegungshilfe herangezogen werden. Es kommt ihr 
in erster Linie ein programmatischer und geschichtlicher Wert zu. Im-
merhin ergeben sich aus Art. 2 auch Hinweise flir die Deutung anderer 
Bestimmungen, z.B. von Artikel [5 Abs. 2] oder [36 Abs. 2] (öffentliches 
Interesse).107 
Diese Funktionen wurden im Rahmen der parlamentarischen Debatte nicht in 
Frage gestellt. Soweit von der nicht direkten Anwendbarkeit des Zweckartikels 
die Rede war, 108 bezog sich dies auf den bereits erwähnten Grundsatz, dass aus 
ihm keine individuellen Ansprüche oder Bundeskompetenzen abgeleitet werden 
können. Selbst AUBERT, der den juristischen Gehalt von Art. 2 aB V gering ver-
anschlagte, 109 räumte ein, dass die Bezugnahme auf einen Staatszweck bei wi-
derstreitenden juristischen Argumentationsweisen eine Seite argumentativ stär-
ken könne. 110 Die Lebhaftigkeit, mit welcher über die Aufnahme der 
Nachhaltigkeit oder der Chancengleichheit debattiert wurde, legt zudem die 
Vermutung nahe, dass der Zweckartikel mehr als nur eine «etwas schläfrige 
Norm» 111 sein sollte. 112 
Zusammenfassend ergibt sich, dass die Aktualisierung des Zweckarti-










Neuformulierung des Zweckartikels war denn auch mit «Staatsziele» überschrieben 
(S. 164); siehe auch NAEF, S. 28, und BREITER, S. 164 ff.; zur normativen Dimension 
von Staatszielbestimmungen im Allgemeinen SOMMERMANN, S. 377 ff. 
Botschaft VE 96, S. 126; HEBEISEN, S. 134 f.; ebenso RICHLI, S. 151. 
Z.B. RICHLI, S. 151 mit Hinweisen, sowie LINK, S. 48 , und REss, S. 110 f. 
Botschaft VE 96, S. 126; Nummerierung der Verfassungsartikel an die neue BV ange-
passt. 
Z.B. Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 225, Votum FRICK. 
AUBERT, in: Kommentar aBV, Art. 2, Rz. 20. 
AUBERT, Constitution, S. 81 f.; dazu HEBEISEN, S. 147. 
AUBERT, in: Kommentar aBV, Art. 2, Rz. 30. 
Anderseits ist zu beachten, dass gerade Normen mit einem gewissen Symbolcharakter, 
wie ihn diese Bestimmungen aufweisen, häufig zu den heftigsten Kontroversen Anlass 
geben (dazu NOLL, S. 350 ff.). 
Die in der Botschaft zum VE 96. S. 47. notabene als zwingende Notwendigkeit be-
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ben könnte. Gewichtig dürfte die Festschreibung eines gewissen Konsenses 
über die Staatszwecke zunächst im politischen Diskurs sein. 114 Über die 
Notwendigkeit nachhaltiger Politikfuhrung oder über die Berücksichtigung der 
Chancengleichheit muss heute nicht mehr grundsätzlich debattiert werden; die-
ser Konsens ist nun in der Verfassung festgehalten, die Politik kann daran an-
knüpfen. Der programmatische Charakter der Staatszwecke verpflichtet zudem 
die mit der Rechtsetzung bzw. mit der Rechtsetzungsinitiative betrauten Behör-
den, diese Ziele in den Gesetzen und Massnahmen zu konkretisieren, die im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit liegen.11 5 Für die juristische Praxis bieten die ak-
tualisierten Staatszwecke in erster Linie eine Auslegungshilfe. 116 Sie sind zwar 
auch nach ihrer Erweiterung und Aktualisierung noch immer auf einer recht ho-
hen Abstraktionsstufe, gewisse Leitlinien vermögen sie aber zu geben. Vor al-
lem bei der Konkretisierung verhältnismässig offener Verfassungsnormen müs-
sen die Staatszwecke herangezogen werden. Nicht unwesentlich dürfte auch die 
Funktion der Norm bei der Bestimmung des «öffentlichen Interesses» sein, 117 
insbesondere bei der Überprüfung der Widerrechtlichkeit von Grundrechtsein-
griffen (Art. 36 Abs. 2 BV). Dabei ist aber nach wie vor auf die Einschrän-
kungsvoraussetzungen bei jedem einzelnen Grundrecht Rücksicht zu nehrnen. 118 
Die Staatszwecke weisen mit anderen Worten- neben dem politischen und his-
torischen - einen juristisch verbindlichen Gehalt auf; dieser kommt aufgrund 
des hohen Abstraktionsgrades aber vor allem dann zum Tragen, wenn es sich 
um Abwägungsfragen in juristischen Zweifelsfällen handelt. 
IV. Verantwortung (Art. 6 BV) 
Art. 6 BV lautet: 
Individuelle und gesellschaftliche Verantwortung 
Jede Person nimmt Verantwortung für sich selber wahr und trägt nach ih-
ren Kräften zur Bewältigung der Aufgaben in Staat und Gesellschaft bei. 
Die Bestimmung wurde von den Eidgenössischen Räten eingefugt. 119 Die Plat-
zierung des Artikels in den Allgemeinen Bestimmungen (wenn auch nicht der 







Vgl. HEBEISEN, S. 164. 
Die Staatszwecke können deshalb als «lmpulsnormen» bezeichnet werden, vgl. Bericht 
VE 77, S. 22, oder BREITER, S. 233 f.; ähnlich LINK, S. 48. 
LINK, S. 48; vgl. zur Funktion von «Zweckartikeln» im Allgemeinen G. MÜLLER, 
Rz. 283 ff. 
Dazu auch AUBERT, in: Kommentar aBV, Art. 2, Rz. 32 ff. 
Vgl. z.B. HÄFELINIHALLER, N. 1139; HANGARTNER, Band II, S. 82 ff. 
Vgl. Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 137 ff., 266, 408,464 f.; Amt!. Bull. SR, Reform 
~v I< ?" ff 'i'i ff 1 'i? ff. 1 n'i. 204 f. Zur Vorgeschichte vgl. AUBERT, devoirs.,__ - - - --
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Art .. 32e mit dem Sachtitel «Bürgerpflichten» vorgesehen. 120 Die heutige For-
mulierung stammt- den Sachthel ausgenommen- vom Ständerat; der National-
rat hatte ursprünglich einen Artikel mit zwei Absätzen beschlossen und in der 
ersten Differenzbereinigung noch daran festgehalten. 121 Während der zweite 
Absatz inhaltlich etwa dem heutigen Artikel entsprach, hätte der erste mit dem 
Wort.laut «Jede Person soll ihre Fähigkeiten nach ihren Neigungen entfalten und 
entwickeln können» auf die Voraussetzungen der Wahrnehmung von Verant-
~ortung hi~weisen sollen. Er wurde als missverständlich bekämpft, da es in 
di~sem ~rtikel allein um die Verantwortung bzw. die Pflichten gehen sollte. 122 
Die Streichung wurde schliesslich dem Nationalrat damit schmackhaft gemacht, 
dass das Postulat bereits in der Normierung der Chancengleichheit enthalten 
• 123 D. v k . 
sei. te eran erung emer Form der «Goldenen Regel» in einem Abs. 3 wie 
. . . ' 
Sie von emer Mmderheit der Nationalratskommission vorgeschlagen worden 
war, war schon in der ersten Beratung vom Nationalrat verworfen worden. 124 
.Art. 6 BV hat zwei verschiedene Wurzeln. 125 Der erste Satzteil («Jede Per-
son mmmt Verantwortung fur sich selber wahr») enthält das liberale Postulat 
d~r ~elbstverantwortung, wonach staatliche Leistungen nur subsidiär zur per-
sonhchen Verantwortung zu gewähren sind; er wurde von bürgerlicher Seite mit 
d~n Problemen bei der Finanzierung der Sozialversicherungen begründet. 126 Die 
~tgenverantwortung wird konkretisiert bei der Statuierung des Rechts auf Hilfe 
m Notlagen (Art. 12 BV) und der Sozialziele (Art. 41 Abs. I Ingress BV). 127 
Der zweite Satzteil («[Jede Person] trägt nach ihren Kräften zur Bewälti-
gung der Aufgaben in Staat und Gesellschaft bei») versteht sich dagegen durch-
aus als Kritik an Positionen, die dem Liberalismus zugeschrieben werden. Er 
wurde denn auch unter Anführung liberaler Werte bekämpft: Der freiheitliche 










Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 55 ff. 
Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. !52 ff.; Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 137 ff., 408. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 139 ff., Voten WEIGELT, STEINEMANN, SANDOZ; Amt!. 
Bull. SR, Reform BV, S. 205, Voten INDERKUM, Bundesrat KOLLER. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 464 f., Voten SCHM ID, DEISS, Bundesrat KOLLER. 
Verfassungskommission NR, Art. 3b, Minderheit IV: «Jede Person trägt dazu bei, dass 
das, was sie für sich beansprucht, auch den anderen möglich wird» (BBI 1998, 369). 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 145. 
MADER, S. 698 f. 
Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 25 f., 56, Voten SEILER, DANIOTH; vgl. auch Amt!. 
Bull. NR, Reform BV, S. 138 f., Voten SCHLÜER, WEIGELT. 
Vgl. auch Art. 94 Abs. 2 BV und hierzu VOGEL STEFAN, Grundsätze der Wirtschafts-
ordnung (Art. 94 BV), in diesem Band, S. 203 ff. , 211 f. Kritisch zur Verankerung des 
Subsidiaritätsprinzips bei den Sozialzielen TSCHUDI HANS PETER, Das Sozialrecht im 
Entwurf zu einerneuen Bundesverfassung von 1995, in: SZS 1996, S. 194 ff., 196. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 138, 142, Voten STEINEMA , STUCKY; Amt!. Bull . 
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Halbsatz 2 BV damit, dass in einer individualisierten, atomisierten Gesellschaft 
die Stärkung der Solidarität, der Gemeinschaft notwendig sei, und zwar sowohl 
flir das Funktionieren des Staates als auch flir die Individuen, die dieser Orien-
tierung und Sinngebung bedürften. 129 Daher müsse das Verfassungsverständnis 
weiterentwickelt werden und in der Verfassung aufgezeigt werden, dass der 
Einzelne nicht nur Rechte einfordern könne, sondern auch Pflichten bzw. Ver-
antwortung zu übernehmen habe. 130 Es wurde auch erwähnt, dass die Steuer-
pflicht nicht als Freikaufvon weiteren Pflichten verstanden werden dürfe. 131 
Ungeachtet der anderslautenden Äusserungen in den parlamentarischen 
Beratungen bedeutet der Appell an das Pflicht- und Verantwortungsgefühl kei-
ne eigentliche Weiterentwicklung des Verfassungsverständnisses. Er ändert 
nichts an der zentralen verfassungsrechtl ichen Stellung der Grundrechte, die 
historisch damit zu begründen ist, dass diese dem absolutistischen Staat abge-
rungen wurden, und verfassungstheoretisch damit, dass die Sicherung der indi-
viduellen Freiheit und Menschenwürde den Staat legitimiert. 132 Pflichten und 
Verantwortung der Einzelnen ergeben sich mittelbar hieraus, obwohl sie den 
Grundrechten nicht direkt gegenübergestellt werden können. 133 Die Aufgabe 
von Art. 6 Halbsatz 2 BV ist, über diesen Zusammenhang zu orientieren. 134 
Nun enthält Art. 6 Halbsatz 2 BV nicht nur den Hinweis auf die Verant-
wortung der Einzelnen flir den Staat, der ihre individuellen Grundrechte garan-
tiert. In ihm scheint zudem die Besinnung auf das soziale Wesen und die sozia-
len Bedürfnisse des Menschen auf. In den parlamentarischen Beratungen wurde 
die angebliche Vereinzelung und Desolidarisierung beklagt, der mit Art. 6 
Halbsatz 2 BV entgegengewirkt werden sollte. 135 Hier setzte das Parlament zwar 
an einem Punkt an, der oft als Defizit des liberalen Staates empfunden wird. In-








Vgl. Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 138 ff. , Voten ANDREAS GROSS, ZBINDEN, 
DURRER, ZWYGART, SCHLÜER, SCHMID, DEISS; Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 16 f., 
Voten DANIOTH, ITEN, S. 56 f. , Voten DAN!OTH, W!CKI, Bundesrat LEUENBERGER. 
Amt!. Bull . NR, Reform BV, S. 144, Votum Bundesrat KOLLER; Amt!. Bull. SR, Re-
form BV, S. 27, Votum FRICK. 
Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 56, Votum DANIOTH; vgl. auch SCHINDLER, S. 229 f. 
Vgl. KLEY, Grundpflichten, S. 53; J. P. MÜLLER, Der politische Mensch, S. 109 f.; 
SALADIN, Wozu?, S. 99; SCHINDLER, S. 215 , 227. 
Zur Asymmetrie von Grundrechten und Grundpflichten vgl. AUBERT, devoirs, S. 21 ff.; 
KLEY, Grundpflichten, S. 93 ff.; SCHINDLER, S. 223 ff. - Vgl. auch HANGARTNER, 
Band II , S. 58; Botschaft VE 96, S. 139. 
Vgl. KLEY, Grundrechtskatalog, S. 345; KOLLER, S. 661; Amt!. Bull. NR, Reform BV, 
S. 138 f., 142, Voten ANDREAS GROSS. 
Amt!. Bull . NR, Reform BV, S. 138 ff. , 142 ff. , Voten ANDREAS GROSS, ZBINDEN, 
SCHMID, DEISS; Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 57, Votum Bundesrat LEUENBERGER. -
Ähnliche Absichten standen auch hinter der Ersetzung des Wortes «Toleranz» durch 
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ristischen», das soziale Wesen des Menschen stärker betonenden Verfassungs-
verständnis interpretieren. 136 Dies bedeutet jedoch keine grundlegende Neu-
ausrichtung: Die so genannte Liberalismus-Kommunitarismus-Debatte ist als 
eine innerliberale Diskussion aufzufassen. 137 Die Berücksichtigung der Einbet-
tung der Einzelnen in die Gemeinschaft und des Bedürfnisses hiernach verlangt 
kein neues, sondern allenfalls Retuschen am liberalen Menschenbild oder die 
stärkere Betonung einzelner Züge daran. In diesem Dienst steht Art. 6 BV. 138 
Nach dem eindeutigen Willen des Verfassungsgebers statuiert Art. 6 BV 
gegenüber den Einzelnen keine Rechtspjlicht, sondern stellt einen blassen ethi-
schen Appell dar. 139 Eine rechtlich durchsetzbare Pflicht, aktiv und konstruktiv 
in Staat und Gesellschaft mitzuwirken, wäre im freiheitlichen Staat auch nicht 
denkbar, da sie den Einzelnen die eigenständige Lebensgestaltung verunmögli-
chen würde. 140 Art. 6 BV könnte z.B. in Erziehungszielen konkretisiert oder als 
Auslegungshilfe herangezogen werden. 141 Im Rahmen des freiheitlichen Verfas-







Diese Frage wird aufgeworfen bei KOLLER HEINR ICH, Die Aufnahme staatsgestaltender 
Grundsätze in die neue Bundesverfassung, in: Solothumer Festgabe zum Schweizeri-
schen Juristentag 1998, Solothum 1998, S. 15 ff. , 41. 
Vgl. etwa HONNETH AXEL (Hrsg.), Kommunitarismus. Eine Debatte über die morali-
schen Grundlagen moderner Gesellschaften, 3. Aufl. , Frankfurt a.M./New York 1995; 
als schweizerischen Diskussionsbeitrag ANGEHRN EMILIBAERTSCHI BERNARD (Red.), 
Gemeinschaft und Freiheit, Studia philosophica Vol. 53/ 1994, Jahrbuch der Schweize-
rischen Philosophischen Gesellschaft, Bem/Stuttgart/Wien 1995, bes. KERSTING 
WOLFGANG, Die Wiederkehr der Tugend. Zur gegenwärtigen Diskussion der politi-
schen Theorie über die moralischen Grundlagen der modernen Gesellschaft, a.a.O., 
S. 35 ff., und LOHMA~N GEORG, Faktizität und «liberale Gemeinschaften», a.a.O., 
S. 75 ff.; als kritische Ubersicht MAAK THOMAS, Kommunitarismus. Grundkonzept ei-
ner neuen Ordnungsethik?, Beiträge und Berichte des Instituts für Wirtschaftsethik der 
Universität St. Gallen Nr. 72, 1996. 
Vgl. Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 144, Votum Bundesrat KOLLER; vgl. auch 
KOLLER, S. 661. Zur Soziabilität der Grundrechte vgl. AUER ANDREAS, Freiheitsrechte 
im Dreiecksverhältnis zwischen Staat, Gesellschaft und Individuum, in: ZBI 94 (1993), 
S. 2 ff., bes. 4 f., 8; zur notwendigen Offenheit des Menschenbilds vgl. J. P. Müller, 
Der politische Mensch, S. I ff., 16, 185 ff. 
Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 138 f. , 143 f. , Voten ANDREAS GROSS, SCHMID, DEISS; 
Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 28, 56 f. , Voten Bundesrat KOLLER, DANIOTH. GI.M. 
KLEY, Grundrechtskatalog, S. 345. 
Vgl. J. P. MüLLER, Der politische Mensch, S. 106. 
Vgl. RICHLI PAUL, Staatsrechtliche Überlegungen zu den Megatrends der Selbstbezo-
genheil und der Spaltung der Gesellschaft in Wissende und Unwissende, in: Der Ver-
fassungsstaat vor neuen Herausforderungen, Festschrift Yvo Hangartner, St. Gal-
len/Lachen 1998, S. 79 ff. , 86 ff. ; AUBERT, devoirs, S. 27 f.; KLEY, Grundpflichten, 
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genaus dem zweiten Halbsatz dieser Bestimmung bestehen. 142 Vorsicht ist zu-
dem angebracht, weil Art. 6 mit seinen verschiedenen, ineinander verschachtel-
ten Sinngehalten insgesamt den Eindruck erweckt, dass hier wesentliche The-
men wohlmeinend, aber recht hilflos angeschnitten wurden. Die Annahme des 
Artikels in der Bundesversammlung scheint denn teilweise auch eher eine Sa-
che des Herzens als des Verstandes gewesen zu sein.143 Somit ist jedoch immer-
hin möglich, dass der Artikel die Herzen der Bürgerinnen und Bürger gleicher-
massen wie jene der Parlamentsmitglieder erreicht. 
Die Behörden, insbesondere die mit der Rechtsetzung betrauten Organe, 
können dem Appell an die Verantwortung in beschränktem Ausmass program-
matische Aussagen entnehmen. Einerseits bildet das in Art. 6 BV verankerte 
Bild des eigenverantwortlichen Menschen eine Schranke für zu weit gehende, 
bevormundende Gesetzgebung. 144 Anderseits liesse sich aus dem zweiten Halb-
satz - soweit sich das mit dem ersten vereinbaren lässt - beispielsweise auch 
das rechtspolitische Postulat ableiten, private Initiativen für die Bewältigung 
gesellschaftlicher Probleme zu unterstützen. Fraglich ist allerdings, ob die Be-
stimmung nicht zu schillernd ist, um in relevantem Mass Steuerungskraft zu 
entfalten. 
V. Leitlinien staatlichen Handelns? 
Den Ausgangspunkt dieses Beitrages bildete die Frage, ob die hier vorgestell-
ten, teilweise neu in die Bundesverfassung aufgenommenen Grundsätze und 
Ziele mehr seien als nur «schöne Worte», ob sie Leitlinien des staatlichen Han-
deins sein können und ob sie einen <~uristisch verwertbaren» Gehalt aufweisen. 
Die Antwort auf diese Frage ist ein (im Lichte der in den Ziff. II. bis IV. 
gewonnenen Erkenntnisse zu differenzierendes) Ja. Gemeinsam ist der Präam-
bel sowie den Artikeln 2 und 6, dass sie eine bewusste Wertentscheidung des 
Verfassungsgebers widerspiegeln und ihnen somit eine historische Bedeutung 
zukommt. Kompetenzen oder individuelle Rechtsansprüche begründen sie zwar 
allesamt nicht, sie können aber in höherem (Zweckartikel) oder geringerem 
(Präambel) Mass zur Auslegung und Konkretisierung anderer Normen herange-
zogen werden und übernehmen dadurch sowohl in der Rechtsanwendung als 
auch in der Rechtsetzung eine gewisse Orientierungsfunktion. 145 Programmati-




Zum latent totalitären Zug von Grundpflichten vgl. KLEY, Grundpflichten, S. 83, 
I 05 ff., 120 f. ; SCHINDLER, S. 223 ff., 231. Die Einführung von Grundpflichten setzt 
hinreichend bestimmte Verfassungsgrundlagen voraus, vgl. etwa SCHINDLER, S. 233 , 
zur allgemeinen Dienstpflicht. 
Vgl. Amt!. Bull. SR, Reform BV, S. 57, Bundesrat LEUENBERGER. 
HALLERIKÖLZ, S. 133 f. 
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die Verantwortung ist von den staatlichen Organen grundsätzlich zu berücksich-
tigen. Diese programmatischen Teilgehalte begründen, wie schon ausgeführt, 
keine Gesetzgebungskompetenzen, sie nehmen aber alle zur Rechtsetzung beru-
fenen Organe in die Pflicht, im Rahmen ihrer Kompetenzen die entsprechenden 
Ziele zu verwirklichen. Es handelt sich somit um «Impulsnormen» 146 bzw. Dau-
eraufträge an den Gesetzgeber. 147 Die Rechtsetzungsorgane dürfen nicht an die-
sen Zielen vorbei schauen, 148 sie müssen sie zwingend in ihre Erwägungen mit 
einbeziehen.149 Dies geschieht bei Divergenzen zwischen den Zielen auf dem 
Weg der Abwägung im Hinblick auf eine optimale Berücksichtigung aller in 
Frage kommender Ziele. 
Über diesen juristisch bindenden Gehalt hinaus kommt den Bestimmun-
gen aber noch eine weitere, vielleicht sogar wesentlichere Bedeutung zu: Sie 
erfüllen für die politische Gemeinschaft eine wichtige Orientierungs- und Inte-
grationsfunktion.150 Bedingung dafür ist jedoch, dass die griffig formulierten 
Bestimmungen auch ihren festen Platz im politischen Argumentarium einneh-
men, ihre Bedeutungsgehalte sich zunehmend verfestigen und sie sich in den 
Ergebnissen des politischen Prozesses niederschlagen. 151 
VI. Thesen zur Zielrichtung der Leitlinien 
Wenn es sich bei den Grundsatzbestimmungen um Leitlinien handelt, interes-
siert natürlich, in welche Richtung diese führen. Die Fragen, die hier nur ange-
schnitten werden können, lauten: Worin besteht die weltanschauliche Grundla-
ge, welche die neue BV zugleich voraussetzt und anbietet? Kann sie damit (im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten) ihrer Orientierungs- und Integrationsfunktion für 
die Rechtsgemeinschaft gerecht werden? Die folgenden Thesen enthalten hierzu 
einige Gedanken: 
1. Die Verfassung versucht, dem Bedürfuis der Menschen nach Veranke-






Siehe vorne Fn. 115. 
Dazu BREITER, S. 232 f., vgl. auch LINK, S. 48 . 
So schreibt beispielsweise Art. 43 Abs. 2 GVG dem Bundesrat ausdrücklich vor, bei 
jeder Botschaft zu einem Gesetzgebungsprojekt ausdrücklich auf dessen Verfassungs-
mässigkeit einzugehen; dies beinhaltet auch die Pflicht, das Verhältnis des Projektes zu 
den für den jeweiligen Sachbereich einschlägigen programmatischen Verfassungsbe-
stimmungen zu erläutern. 
Vgl. die differenzierende Betrachtung der Bindungswirkung von Staatszielbestimmun-
gen für die drei Staatsgewalten bei SOMMERMANN, S. 383 ff. 
HEBEISEN, S. 164 f.; PERNTHALER, S. 112 f.; vgl. auch J. P. MüLLER, Soziale Grupd-
rechte, S. I I 2 f., und REss, S. I 07 f. 
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Gründe, weshalb sie auf das traditionelle transzendente Fundament nicht ver-
zichten mochte; damit lässt sich auch das augenscheinliche Bestreben begreifen, 
mit der Nennung von Werten, mit Zielbestimmungen und moralischen Appellen 
Halt und Orientierung zu schaffen. Freiheit ist eben, in den Worten ROBERT 
W ALSERS, «kalt und schön». Die neue Verfassung will gewissermassen meta-
physische und ideologische Nestwärme vermitteln. 152 Dies unterscheidet sie von 
der BV von 1874, aus der ein derartiges Bemühen kaum hervorgeht. 
2. Die ausführlichen Listen verschiedener, teilweise (zumindest poten-
ziell) widerstrebender Werte und Ziele verweisen allerdings gerade auf die Of-
fenheit des Systems und auf die Notwendigkeit der Abwägung, Abstimmung, 
Verhandlung und Optimierung der Ziele im Einzelfall in geeigneten - das 
heisst: offenen und transparenten- Verfahren. 153 Deshalb können die Listen der 
Werte und Ziele in der Präambel und im Zweckartikel nicht als abschliessend 
betrachtet werden; deshalb wird mit ihrer Voranstellung auch keine Hierarchie 
der Verfassungsnormen geschaffen. Insofern ändert sich im Grundsatz nichts 
gegenüber der BV von 1874, der während 125 Jahren in zahlreichen Partialrevi-
sionen neue Ziele beigefügt wurden. 
3. Wie soll nun möglich sein, dass die zahlreichen Wegweiser eine klare 
Richtung angeben und Orientierung vermitteln? In den parlamentarischen Be-
ratungen (insbesondere zur Präambel) ist das Bemühen feststellbar, das ethische 
Fundament der erwähnten Offenheit herauszuarbeiten. Diese wird auf eine tiefer 
liegende, zwar einleuchtende, letztlich aber nur metaphysisch begründbare 
Überzeugung abgestützt. 154 Die Wertneutralität des liberalen Staates ist somit 
vordergründig, sie stützt sich ihrerseits - was nicht immer eingestanden wird -
auf einen elementaren materiellen Wert als philosophische Grundlage. Dieser 
bildet die Klammer um die verschiedenen Werte und Ziele der Verfassung. 
4. Ausgehend von den Diskussionen um die invocatio Dei lässt sich die-
ser elementare Wert fassen als die Einsicht in die Begrenztheit allen Mensch-
seins. Aus dieser folgt Bescheidenheit, der Respekt vor der Unfassbarkeit, Un-
verfügbarkeit und Gleichwertigkeit der Menschen. Ist aber der Mensch nicht 
restlos fassbar, so können seine Positionen und Interessen nie vollständig er-




Vgl. auch EICHENBERGER, S. 216 ff. 
Vgl. Fn. 105 und 106; vgl. auch SCHWAB RENE, Ziele der Aussenpolitik, in diesem 
Band, S. 198 f. 
Vgl. demgegenüber NIKLAS LUHMANN, Legitimation durch Verfahren, 4. Aufl., Frank-
furt a.M. 1997, wo sich der Verzicht auf eine derartige Verankerung aus dem sys-
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die Forderung nach Abstimmung der Werte und Ziele in offenen Verfahren, in 
denen die Menschen ihre Interessen gleichermassen einbringen können.155 
5. Diese philosophische Grundlage des demokratischen Rechtsstaates 
kann nicht als blosse ethische Schwundform angesehen werden. Darüber sollten 
Bezeichnungen wie «ethisches Minimum» 156 oder das (überstrapazierte) Diktum 
ERNST-WOLFGANG BöCKENFÖRDES, wonach der freiheitliche Staat die morali-
schen Grundlagen, von denen er lebt, nicht selber garantieren kann 157, nicht 
hinwegtäuschen. 
6. Die Verfassung beruht somit auf einer festen ethischen Grundlage -
auch wenn diese verhältnismässig abstrakt ist - und nicht auf blosser weltan-
schaulicher Unverbindlichkeit. Damit muss das Bedürfnis nach Orientierung, 
nach Sinngebung nicht ungestillt bleiben. Unbestritten dürfte ausserdem sein, 
dass die freiheitliche Ordnung die besten Voraussetzungen bietet, um die mate-
riellen Bedürfnisse der Menschen zu decken. Beides zusammen sollte genügend 
integrierende Wirkung auch für den Krisenfall entfalten. Zudem gewährleistet 
die Offenheit und Wandelbarkeit des Wertesystems dessen Emeuerungsfähig-
keit; sie reduziert damit die Gefahr innerer Krisen und dient also gerade der län-
gerfristigen Erhaltung des Systems. 
7. Fundamentale und umfassende Bedeutung kommt hierfür- wie erst in 
jüngster Zeit herausgearbeitet wurde - dem Prinzip der Nachhaltigkeit zu, das 
diese Offenheit ftir weitere Generationen garantieren soll. Dieser Grundsatz er-
weitert zweifach den Horizont: Zum einen, weil er die zeitliche Dimension öff-
net, zum andem, weil er - unabhängig von seiner rein anthropozentrischen 
Formulierung - im Hinblick auf die noch unbekannten Interessen späterer Ge-




Vgl. J. P. MüLLER, Der politische Mensch, S. I ff. , 16, 20 ff. - Nochmals ausdrücklich 
(zur Vermeidung von Missverständnissen): Hier wird die weltanschauliche Grundlage 
des historischen Verfassungsgebers gedeutet und nicht etwa ein übergeordnetes Ver-
fassungsprinzip propagiert. 
HANGARTNER, Band I, S. 218. 
BöcKENFÖRDE ERNST-WOLFGANG, Die Entstehung des Staates als Vorgang der Säku-
larisation, in: DERS., Recht, Staat, Freiheit, Frankfurt a.M. 1991 , S. 92 ff., 112, zitiert 
etwa in Amt!. Bull. NR, Reform BV, S. 129, Votum Bundesrat KOLLER; Amt!. Bull. 
SR, Reform BV, S. 17, 57, Voten lTEN, RHINOW. Der Gedanke lädt zu Missverständ-
nissen ein, weil es nicht nur dem freiheitlichen Staat, sondern dem Staat überhaupt 
unmöglich ist, seine Existenz durch die Regelung der inneren Sphäre des Menschen zu 
sichern. Kritisch (mit anderer Begründung) auch HOLENSTEIN ELMAR, Vorstaatliche 
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